
nen von den erwerbstätigen permanente
Mobilität erwartet wird, stößt auch das
föderale prinzip an seine grenzen.

Wie sollen Kinder, deren eltern ihren
Jobs übers ganze Bundesgebiet hinter-
herziehen, damit zurechtkommen, wenn
sie in Bayern diese Schulpolitik vorfin-
den, in Berlin jene? Dort dauert die
grundschule vier Jahre, da sechs. in
hamburg gibt es grundschulen, in denen
von der ersten Klasse an englisch unter-
richtet wird, in anderen Städten fehlen
diese Angebote.

in rheinland-pfalz braucht man bis
zum Abitur 13 Jahre, in anderen Bundes-
ländern 12, in Sachsen-Anhalt sitzen
haupt- und realschüler in der Sekundar-
schule gleich komplett in einer Klasse.
Dieses chaos in der Schulpolitik stiftet
mehr als nur Verwirrung – es produziert
neue Verlierer.

Schon heute leistet sich Deutschland
mehr als 20 prozent Schüler auf unters-
tem und unterem Kompetenzniveau. Die
deutsche Wirtschaft könnte laut einer
Studie der Brüsseler Denkfabrik centre
for european policy Studies bis zum Jahr
2040 europaweit absteigen und hinter das
derzeit noch wirtschaftlich schwache 
polen zurückfallen. Schuld daran seien
reformscheu und fehlende investitionen
in die Bildung.

„es wird nie mehr, wie es war“, sagt
hans-Jörg Bullinger, präsident der Fraun-
hofer-gesellschaft, „der Trend geht zu ei-
ner weitreichenden Flexibilisierung des
Arbeitslebens.“ paare werden an getrenn-
ten Orten leben und arbeiten. Was heute
prekär erscheint, wird morgen Normali-
tät. Freiberufler verdrängen das leitbild
des Festangestellten. Viele Menschen
werden mehrere Jobs zugleich haben.
Der Auftrag auf Zeit ersetzt die feste Stel-
le. Möglich, dass man fünf verschiedene
Arbeitgeber hat, die einen jeweils nur für
ein paar Tage buchen.

Schon in 20 Jahren, so eine projektion
der Bundesagentur für Arbeit, befindet
sich „ein großteil der Arbeitnehmer in
unbeständigen Beschäftigungsformen
und bildet eine flexible randbeleg-
schaft“. Arbeitsverträge werden nur noch
Mindeststandards definieren, entlohnt
wird erfolgsorientiert. Vorübergehende
Arbeitslosigkeit wird kein Stigma mehr
sein, da sie zur Alltagserfahrung der Men-
schen gehören wird.

Der Zukunftsforscher Matthias horx
glaubt: „Die lange gültige gleichung ,Ar-
beit bedeutet Sicherheit‘ wird unbrauch-
bar.“ es ist eine Welt, die den Menschen
viel abverlangt. eines der größten Dilem-
mas: Die vielen Wechsel im beruflichen
leben werden Familien und Freundschaf-
ten strapazieren. Doch zugleich werden
diese als rastplatz und ruhepol, als letz-
ter Anker unersetzlich. Markus Dettmer,

Sebastian Kretz, Martin U. Müller,
gordon repinski, Janko Tietz

SPIEGEL: Frau von der leyen, Sie erfüllen
nicht das klassische Bewerberprofil, nach
dem seit 60 Jahren Bundesarbeitsmi-
nister ausgewählt werden: Sie sind weib-
lich, kommen aus einem großbürger -
lichen  elternhaus und wurden nicht
durch  gewerkschaftsarbeit sozialisiert.
Fremdeln Sie manchmal noch in ihrem
neuen Amt?
Von der Leyen: im gegenteil, alle akzep-
tieren, dass ich als Neue ganz unkom-
pliziert die Fragen stelle: Warum ist das

so? Dabei brechen dann schon mal ein-
ge fahrene Denkmuster und Schablo-
nen auf.
SPIEGEL: Zum Beispiel?
Von der Leyen: in der Welt der Arbeitsmi-
nister ist die Vorstellung von Arbeit bei
vielen noch geprägt vom Bild des männ-
lichen, vollzeitarbeitenden Alleinverdie-
ners. Die Arbeitswelt aber wird weibli-
cher, bunter und älter. 
SPIEGEL: Vor allem wird diese Arbeitswelt
für viele Deutsche unsicherer.
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„Weiße Flecken erkunden“
Bundesarbeitsministerin Ursula von der leyen, 51, 

über die revolutionen in der Arbeitswelt, die Notwendigkeit 
der hartz-reformen und die Zukunft des Sozialstaats

Arbeitsministerin von der Leyen: „Das Ziel muss immer Vollzeitarbeit sein“
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2005 2006 2007 2008 2009

Hartz IV
Empfänger, in Millionen 

6,736,91
7,247,35

6,76

36,034,835,7
38,7

35,2

Ausgaben des Bundes für Hartz IV, 
in Milliarden Euro

13,5 14,8 13,2 12,3 12,33 5 14 8 13 2 12 3 12 3

Anteil an den Gesamtausgaben
des Bundes, in Prozent

Von der Leyen: Die Arbeitswelt verändert
sich nicht nur für uns in Deutschland. Die
hochindustrialisierten länder befinden sich
im Übergang von der industrie- in die
Dienstleistungsgesellschaft. Auch hierzu-
lande sind in den vergangenen Jahren eine
Vielzahl von flexibleren Arbeitsformen da-
zugekommen. Viel mehr Menschen sind
heute erwerbstätig. es sind vor allem Frau-
en, die stärker in den Arbeitsmarkt drän-
gen. Das sind Modernisierungsprozesse, die
stattfinden, ob es uns gefällt oder nicht. 
SPIEGEL: Nach neuesten Zahlen des Sta-
tistischen Bundesamts besitzt jeder elfte
Arbeitnehmer heute einen befristeten
Vertrag. Beunruhigt Sie das nicht?
Von der Leyen: Vor fünf Jahren lag die Ar-
beitslosigkeit bei über 5 Millionen. heute
liegt die Arbeitslosenzahl bei 3,6 Millio-
nen – obwohl wir die schärfste rezession
der Nachkriegszeit durchleben. es haben

also mehr Menschen Arbeit. gleichzei-
tig sind in diesem Zeitraum unglaublich
viele zusätzliche Jobs entstanden. Darun-
ter sind viele Teilzeitjobs oder befristete
Stellen, die vor allem jungen Menschen
einen einstieg ins Berufsleben verschaf-
fen. Wir haben mit die geringste Jugend-
arbeitslosigkeit in europa.
SPIEGEL: Aber gerade Berufsanfänger
müssen sich jahrelang mit Zeitverträgen
und praktika über Wasser halten. Sieht
so die Zukunft aus?
Von der Leyen: Die Statistik sagt auch, dass
jeder zweite befristete Job in eine unbe-
fristete Anstellung mündet. ich war selber
als junge ärztin befristet beschäftigt. Das
war damals Usus. Dann wurde ich ein
zweites Mal für zwei Jahre befristet ein-
gestellt. Dann war die Ansage: Jetzt müss-
ten wir Sie dauerhaft übernehmen; das
können wir uns als Universitätsklinik nicht
leisten. Damit war das Arbeitsverhältnis
beendet. Das zeigt, vor welcher gratwan-

derung wir stehen. einerseits müssen wir
den Beschäftigten die nötige Sicherheit ver-
schaffen. Andererseits dürfen wir keine zu
hohen hürden errichten für diejenigen, die
draußen sind und nicht reinkommen.
SPIEGEL: Zur Flexibilisierung der Arbeits-
welt haben in den vergangenen Jahren
nicht zuletzt die rot-grünen hartz-refor-
men beigetragen. ist der prozess zu weit
gegangen, wie manches Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts nahelegt?
Von der Leyen: Der prozess war richtig, auch
wenn die reformen teilweise schlampig
gemacht und vor allem kata  s trophal
schlecht erklärt worden sind. Wir machen
jetzt die notwendigen Korrekturen. es
stimmt, dass die Zahl atypischer Arbeits-
verhältnisse zugenommen hat. Aber nicht
zu lasten der Vollzeitstellen. Neue Jobs
sind entstanden, die langzeitarbeitslosig -
keit ist gesunken. Zwei Drittel der Zeit-

arbeiter waren vorher arbeitslos. es ist
besser, in der Zeitarbeit vorübergehend
eine Beschäftigung zu finden, als voll-
ständig jobfrei zu hause zu sein.
SPIEGEL: Das erzählen Sie mal den Be-
schäftigten von Schlecker, die erst ihre
festen Jobs verloren haben, damit sie an-
schließend bei einer Tochterfirma als Zeit-
arbeitnehmer wieder anheuern durften!
Von der Leyen: Sie beschreiben da eine pra-
xis, über die ich mich wahnsinnig ärgere –
insbesondere das Drehtürverfahren, dass
Firmen ihre Stammbelegschaften entlas-
sen und dieselben Menschen anschlie-
ßend als leiharbeiter wieder einstellen.
Wenn die Branche nicht schnell die Kraft
aufbringt, das eigenständig und schnell
zu regeln, werden wir einen riegel vor-
schieben. es gibt noch einen weiteren
punkt, an dem sich etwas ändern muss.
SPIEGEL: Nämlich?
Von der Leyen: es kann nicht sein, dass
leiharbeiter dauerhaft schlechter ent-

lohnt werden als festangestellte Arbeit-
nehmer, die im selben Betrieb die gleiche
Arbeit machen. ich werde auch hier ge-
nau dar auf achten, ob die Tarifparteien
der Zeitarbeit für dieses problem eine
befriedigende lösung finden. Wenn
nicht, ist es meine Aufgabe als gesetzge-
ber, hier eine änderung herbeizuführen –
und zwar bald. ich rechne da nicht in Mo-
naten, sondern eher in Wochen.
SPIEGEL: Der Standardsatz ihrer regierung
lautet: Arbeit muss sich wieder lohnen.
Tatsächlich wächst der Niedriglohnsektor
aber rapide, nicht nur in der Zeitarbeit.
Warum sperrt sich ihre regierung gegen
einen vernünftigen Mindestlohn?
Von der Leyen: in Deutschland sind wir gut
damit gefahren, dass gewerkschaften und
Arbeitgeber die löhne aushandeln. Die
wissen am besten, was für eine Branche
tragbar ist, der Staat sollte sich nach Mög-

lichkeit raushalten. Dieses bewährte prin-
zip möchte ich auch auf die Mindestlöhne
übertragen: Wenn Arbeitgeber und ge-
werkschaften sich einig sind, dass sie in
ihrer Branche einen Mindestlohn benöti-
gen, sollte die politik sie unterstützen. 
SPIEGEL: Die FDp macht Druck, keine neu-
en Mindestlöhne mehr zu genehmigen.
Von der Leyen: ich empfehle folgendes Ver-
fahren: erst haben die Tarifparteien einer
Branche das Wort. Dann sollte die politik
vorurteilsfrei überprüfen, ob sie die Vor-
schläge übernimmt. ich respektiere aller-
dings die Verabredung mit der FDp, die
erfahrungen mit den existierenden Min-
destlöhnen 2011 zu evaluieren. 
SPIEGEL: Das problem besteht aber gerade
darin, dass es in vielen Niedriglohnbran-
chen heute gar keine gewerkschaften
und Arbeitgeberverbände mehr gibt.
Von der Leyen: Das bereitet mir in der Tat
Sorgen. Wir sind im Augenblick dabei,
die weißen Flecken auf der Tarif-land-

Titel
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Bundesverfassungsrichter in Karlsruhe: „Reformen teilweise schlampig gemacht“
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karte zu erkunden. Wir fragen: Wo ist
der Wildwuchs zu groß geworden, wo
sind die löhne im freien Fall? Wenn sich
da regelungsbedarf zeigt, müssen wir in
der Koalition neu nachdenken.
SPIEGEL: Schon im nächsten Jahr können
europäische Arbeitskräfte unbeschränkt
in Deutschland arbeiten. Wenn es bis da-
hin keine funktionierenden Mindestlöhne
gibt, droht eine neue Abwärtsspirale.
Von der Leyen: in den meisten Branchen
herrscht heute schon freier Zugang zum
deutschen Arbeitsmarkt, und das geht ge-
räuschlos. Die wenigen Branchen, die
heute noch europäische Arbeitskräfte be-
schränken, haben meist Mindestlöhne –
das bannt die gefahr, dass durch die Frei-
zügigkeit in der eU ausländische Dum-
pinglöhne nach Deutschland importiert
werden könnten. Diese gefahr besteht
allerdings noch in der Zeitarbeit. Deshalb
würde ich es begrüßen, wenn die Tarif-
parteien der Zeitarbeit rasch ihre haus-
aufgaben machen würden.
SPIEGEL: Würden Sie den Mindestlohn
dann für allgemeinverbindlich erklären? 
Von der Leyen: Wenn Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer einstimmig dafür sind, würde
ich mich dafür einsetzen. Aber die große
Mehrheit der Menschen, die zusätzlich
zu ihrer Arbeit hartz iV beziehen müs-
sen, weil das einkommen nicht reicht, ar-
beiten nicht Vollzeit. Das Ziel muss also
immer die Vollzeitarbeit sein. Dennoch
weiß ich, dass ein bestimmter grundlohn
dazu nötig ist, in Vollzeit den lebens -
unterhalt für eine person selbst zu ver-
dienen.
SPIEGEL: Das klassische Arbeitsverhältnis
wird nicht verschwinden, aber es ist 
auf dem rückzug, und die atypischen Be-

* Markus Dettmer und Michael Sauga in von der leyens
Berliner Büro.

schäftigungsformen nehmen zu. Was ist
ihre Antwort auf diese Veränderung?
Von der Leyen: Wir können die Veränderun-
gen, die sich in allen industrieländern glei-
chen, ja nicht per gesetz aufhalten oder
uns allein auf die Bundesagentur für Arbeit
verlassen. Viele Veränderungen sind ja auch
gut – Frauen haben lange für das recht auf
Teilzeit gestritten, um Familie und Beruf
zu vereinbaren. inzwischen sind am stärks-
ten die unbefristeten Teilzeitstellen expan-
diert. Das Armutsrisiko liegt vor allem bei
Menschen ohne Qualifikation. Deshalb
müssen wir bei der Bildung ansetzen. Ab-
gebrochene Schule, abgebrochene Ausbil-
dung, kein Beruf, das programmiert auf
langzeitarbeitslosigkeit im späteren leben.
SPIEGEL: Auch Bildung schützt nicht vor
unsicheren Beschäftigungsverhältnissen.
Von der Leyen: Wer gut ausgebildet und
bereit ist, sich ständig weiterzubilden,
kann profitieren. Der Fachkräftemangel
und der demografische Wandel sind ja
bereits realität. Bildung bleibt auch in
einer immer flexibleren Arbeitswelt die
wichtigste Voraussetzung für Teilhabe an
Arbeit und Wohlstand. Deshalb liegen
mir die Bildungschancen bedürftiger Kin-
der so am herzen, sie werden in 30 Jah-
ren das land tragen müssen.

SPIEGEL: Wenn das sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigungsverhältnis an Be-
deutung verliert, ist das auch ein problem
für das Sozialsystem. Bei der rentenver-
sicherung geht man davon aus, dass die
Altersarmut gerade in Ostdeutschland in
den nächsten Jahren massiv steigen wird.
Von der Leyen: es wird auch in Zukunft
eine verlässliche gesetzliche rente geben.
Aber es wird unerlässlich sein, für die Si-
cherung des lebensstandards ergänzend
vorzusorgen.
SPIEGEL: Unser Wohlfahrtsstaat fußt noch
immer auf den Bismarckschen Sozialre-
formen des 19. Jahrhunderts. ist ange-
sichts des Wandels nicht eine grundsätz-
liche reform für ein Sozialsystem des 21.
Jahrhunderts notwendig?
Von der Leyen: Was bei Bismarck revolu-
tionär war, ist heute noch grundrichtig,
nämlich die großen risiken von Krank-
heit oder altersbedingter erwerbsunfä-
higkeit solidarisch zu verteilen. Die Frage
ist: Was heißt „solidarisch“ in der mo-
dernen Welt? Bei der rente stellt sich
eine weitere gerechtigkeitsfrage, nämlich
die Verteilung zwischen den generatio-
nen: Wie viele Kinder oder enkelkinder
sind da, die die rente für die ältere ge-
neration verdienen können? Da unsere
gesellschaft immer älter wird, lautet die
Antwort: Wir werden länger arbeiten
müssen, damit unsere Kinder und enkel
nicht hoffnungslos überfordert werden.
SPIEGEL: An rente mit 67 halten Sie fest?
Von der Leyen: Ja. in meinem Ministerium
sind ab 2012 gut 50 prozent der Beschäf-
tigten über 50. in der deutschen Wirtschaft
wird das in wenigen Jahren ebenso sein.
es wird der Normalfall, dass wir bei guter
gesundheit immer älter werden. Trotzdem
haben wir uns kaum damit auseinander-
gesetzt, wie wir diese Jahre nutzen und
Arbeit für ältere Menschen so organisieren
können, dass sie lange in der Arbeitswelt
mitmischen können. hier ist maßgeschnei-
derte Weiterbildung für ältere entschei-
dend – die hirnforschung zeigt, wie lern-
bereit Menschen im Alter sind. Die er-
werbsbiografie der Zukunft wird eine Wel-
lenbewegung zwischen Arbeit, Kinderer-
ziehung oder pflege und Weiterbildung
sein. Für Männer wie für Frauen.
SPIEGEL: Das mit der Flexibilität klappt
schon gut, allerdings geht das gefühl der
Sicherheit den Bürgern abhanden. Das
Versprechen der alten Bundesrepublik
von stetig steigendem Wohlstand für alle
löst sich auf. Was tritt an seine Stelle?
Von der Leyen: ich sehe nicht, dass sich das
Versprechen auflöst. Das gefühl der Si-
cherheit bleibt nur erhalten, wenn es ei-
ne grunderfahrung in der gesellschaft
bleibt: ich kann mein leben selbst in die
hand nehmen. Unsere Zukunft wird kein
unwirtliches Neuland sein, sondern eine
moderne soziale Marktwirtschaft.
SPIEGEL: Frau von der leyen, wir danken
ihnen für dieses gespräch.
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Bundesagentur-Chef Weise: „Nicht allein auf die Bürokratie verlassen“
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Von der Leyen, SPIEGEL-Redakteure* 
„Was heißt solidarisch?“
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